
Eine berufsbildende Schule in der DDR besuchte der Sohn 
des Beschuldigten nicht, obwohl eine Befreiung von der 
berufsbildenden Schule nur dann gegeben ist, wenn eine 
Oberschule in der DDR besucht wird.
Obwohl der Beschuldigte m ehrere Male belehrt und ver­
w arn t wurde, ließ er sich n icht überzeugen. Selbst die 
Belehrung durch den S taa tsanw alt ließ den Beschuldig­
ten  n icht bewegen, das Schulpflichtgesetz einzuhalten. 
Das Schulpflichtgesetz wurde erlassen, um  allen Jugend­
lichen in der DDR die Gewähr fü r  eine w ahrhaft demo­
kratische Erziehung an  unseren dem okratischen L ehr­
ansta lten  zu geben, aber auch andererseits zu garantieren, 
daß die Jugendlichen in unserem  A rbeiter- und B auern­
s ta a t im In teresse unserer W erk tätigen  erzogen werden. 
V oraussetzungen fü r  diese G arantie w aren die von unse­
ren  W erktätigen  durchgeführten Reform en auf dem 
Gebiet der Volksbildung. Durch die H eranbildung eines 
neuen Lehrpersonals, durch die Beseitigung des Bildungs­
privilegs der Bourgeoisie und durch die A usarbeitung 
neuer dem okratischer Schul- und Lehrpläne w ird eine 
E rziehung der Jugendlichen gew ährleistet, die die 
Jugendlichen befähigt, in  jeder Lebenslage als B ürger der 
DDR, einem A rbeiter- und B auernstaat, rich tig  zu ent­
scheiden und zu handeln.
Diese Prinzipien h a t der Beschuldigte hinsichtlich der 
Erziehung seines Sohnes völlig außer acht gelassen. Ihm 
kam  es nur darauf an, in seiner falschen kleinbürger­
lichen E instellung zur Oberschule seinen Sohn an einer 
Oberschule unterzubringen. Dabei ließ er die G rundfragen 
der Erziehung der Jugendlichen beiseite.
Wie sein Sohn an  der W estberliner Oberschule erzogen 
wurde, zeigte sich sehr k la r a n  den bei ihm  beschlag­
nahm ten Büchern und Zeitschriften. So w urden bei ihm 
Comics und andere Schundliteratur beschlagnahm t. L ite­
ra tu r , die geeignet ist, die jungen Menschen von den 
Lebensfragen Deutschlands abzuhalten und sie durch 
V errohung zu neuen R aubkriegen vorzubereiten. N ur ein 
Mensch wie der Beschuldigte, der sich in keiner W eise für 
den C harak ter unseres neuen S taa tes in teressiert, der 
sich noch nicht über die Entw icklung D eutschlands in 
den le tzten  Jah ren  inform ierte, kann  die Ausw irkungen 
der Schundliteratur aus W estdeutschland und W estberlin 
auf die Jugend D eutschlands übersehen.
Dem Beschuldigten m uß endlich k la r werden, daß die 
Gesetze in  der DDR der ständigen F estigung des F rie ­
dens dienen, u. a. auch das Schulpflichtgesetz, da gerade 
dieses Gesetz m it dazu beiträg t, die Jugend zu r Friedens­
liebe zu erziehen, da gerade dieses Gesetz jeder schäd­
lichen Beeinflussung hinsichtlich unserer Jugendlichen 
entgegen w irk t.........................

E r  als V ater is t fü r  die Entw icklung seines Sohnes, fü r 
seine E rziehung den W erktätigen  in  der DDR gegenüber 
verantw ortlich. Zu diesem Zweck h a t er die Gesetze ein­
zuhalten.
E s w ird bean trag t:
1. Das H auptverfahren vor der S trafkam m er des K reis­

gerichts .......... zu eröffnen.
2. Term in zur H auptverhandlung anzuberaum en.

I. A.
gez. U nterschrift 

S taa tsanw alt 
*

Diejenigen E ltern , die m it der „sozialistischen E r­
ziehung" ihrer Kinder in den Oberschulen der Sow jet­
zone und Ost-Berlins nicht einverstanden sind und ihre 
Kinder deshalb zum  Schulbesuch in W est-Berlin anm el­
den, m üssen auch dam it rechnen, nicht nur wegen eines 
Verstoßes gegen das Schulpflichtgesetz, sondern von 
einem  politischen S tra fsena t wegen ihrer feindlichen  
Haltung gegenüber dem  SED -Regim e bestra ft zu  
werden.

DOKUMENT 80

U rteil des S tad tgerich ts von Groß-Berlin
vom 13. 12. 1955 
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S trafsache
gegen
die berufslose H. J.

w egen: Verbrechen nach K ontr. Dir. 38, Abschn. II, 
A rt. H I A in.

Die A ngeklagte w ird w egen Staatsverleum dung zu 
1 — einem — Ja h r Gefängnis

verurteilt.
Die U ntersuchungshaft w ird au f die anerkann te 
S trafe angerechnet.
Die Kosten des V erfahrens h a t die A ngeklagte zu 
tragen.

G r ü n d e :

Der 15-jährige Sohn Rüdiger der A ngeklagten besuchte 
in S tralsund die Lam bert-Steinw eg-Schule (Grund­
schule), aus der er im Sommer dieses Jah res  entlassen 
wurde. Seine A bschlußprüfung bestand er m it „gut".

A uf Grund einer Bewerbung w urde e r  auch an  der 
Oberschule in S tralsund zugelassen. Die A ngeklagte 
beabsichtigte durch ihre gegen die D eutsche D em okra­
tische Republik gerichtete Einstellung, ihren  Sohn auf 
einer Oberschule in W estberlin lernen und spä ter auch in 
W estberlin bzw. in  W estdeutschland studieren zu lassen. 
Aus diesem Grunde setzte sie sich m it ihrem  in W est­
berlin  wohnenden V etter in  Verbindung, der dann V er­
bindung m it dem W estberliner Schulam t aufnahm  und 
der A ngeklagten m itteilte, daß die M öglichkeit zum  
Schulbesuch besteht. Am 9. A ugust 1955 fuh r die Ange­
k lag te  m it ihrem  Sohn R üdiger von S tra lsund  nach B er­
lin, um  ihn in  W estberlin in einem In te rn a t un terzu­
bringen.

Die A ngeklagte hielt sich m it ihrem  Sohn bei ihrem  
V etter in W estberlin auf und begab sich am  10. A ugust 
1955 zur A bteilung II  des Senators fü r  Volksbildung 
beim Senat in  W estberlin. H ier stellte sie ihren Sohn vor 
und erk lärte  un te r anderem , daß sie den W unsch hat, 
daß ih r Sohn in W estberlin die Oberschule besucht, da 
sie sowie ihr Sohn m it der dem okratischen Entw icklung 
in der D eutschen D em okratischen Republik n icht ein­
verstanden sind und ihr Sohn auf Grund seiner christ­
lichen E instellung keine Entw icklungsm öglichkeiten hat. 
Die A ngeklagte erhielt daraufhin einen A n trag  au f 
B efürw ortung einer befriste ten  Zuzugsgenehm igung fü r  
W estberlin, auf welchem un ter Ziffer 3 aufgeführt w er­
den sollte, aus welchen Gründen der A ufenthalt des 
Schülers in der „Ostzone“ nicht möglich und w arum  ein 
A ufenthalt in W estberlin notwendig ist. Diese Angaben 
sollten gegebenenfalls durch eine Anlage ergänzt werden. 
Die A ngeklagte füllte diesen Fragebogen aus und schrieb 
auch eine A nlage zu P unk t 3, die sie m it ihrem  Nam en 
unterschrieb. Diese Anlage enthielt eine Reihe von Ver­
leumdungen gegen E inrichtungen der S taatsm acht in  der 
D eutschen D em okratischen Republik. Sie bekräftig te  
hier nochmals ihre bereits mündlich ge tä tig ten  Angaben 
und schrieb un ter anderem  w ahrheitsw idrig, daß ihr 
Sohn Rüdiger fü r die „Ostoberschule“, wie sie sich aus­
drückte, n icht geeignet ist, da er eine oppositionelle 
H altung gegen das „SED-Regime“ v ertritt . W eiterhin 
diffam ierte die A ngeklagte in dem Schreiben die Jugend­
weihe und verleum dete die Organe der Volksbildung, in
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